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schulen. Ausgenommen sind öffentliche Dbungs-
schulen, die einer öffentlichen Schule zum Zwecke
lehrplanmäßig vorgesehener übungen einge-
gliedert sind. Hinsichtlich dieser öffentlichen
Dbungsschulen ist gemäß Art. 14 Abs. 5 lit. a
B·VG. 1929 die ausschließliche Bundeskompetenz
gegeben. In den Abs. 1 und 2 ,~urden die Grund-
satzbestimmungen des § 16 Abs. 1 und 2 des
Schulzeitgesetzes wörtlich übernommen.
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Bericht des Ausschusses für Schulen, Kulturrund Sport
betreffend das Gesetz über die Unterrichtszeit an den öffentlichen Pilichtschulen

(0. ö. Schulzeitgesetz).

(L - 257/2 - XIX)

Mit dem ...0. Ö. Pfl~chtschulorganisationsgesetz,
LGBl. NT. 38/1965, wurde -die äl!ßere Organisation
der öffentlichen Pflichtschulen - als Teilbereich der
schon weit~fortgeschrittenen, in den letzten Jahren
in Angriff genommenen umfassenden Erneuerung
des österreichischen Schulrechtes - im-wesentlichen
bereits neu geregelt. Offen blieb lediglich die Frage
der Unterrichtszeit (einschließlidl der Ferialord-
nung). Mit dem im 'Entwurf vorliegenden O. ö. Schul-
zeitgesetz soll die Neuregelung der äußeren Orga-
nisation der öffentlichen Pflichtschulen daher abge-
schlossen werden.

Nach Art, 14 Abs. 3 B-VG. 1929 ist in den Ange-
legenheiten der äußeren Organisation (Aufbau,
Organisationsformen, Errichtung" Erhaltung, Auf-
lassung, Sprengel, Klassenschülerzahlen und Unter-
richtszeit) der öffentliChen Pflichtschulen Bundes-
sache die Gesetzgebung über die Grundsätze, Lan-
dessache die Erlassung von Ausführungsgesetzen
und die Vollziehung. Der Bundesgesetzgeber hat im
Rahmen seiner demnach gegebenen Zuständigkeit
die grundsatzgesetzlichen Regelungen über die
Unterrichtszeit (einschließlich Ferialordnung) an den
öffentlichen Pflichtschulen im Bundesgesetz vom
16. Juli 1964,BGBl.Nr. 193,über die Unterrichtszeit
an den im Schulorganisationsgesetz geregelten
Schularten (Schulzeitgesetz) getroffen. Der vorlie-
gende Gesetzentwurf soll in Ausführung dieser
Grundsatzbestimmungen erlassen werden.

Allgemein !st zu diesem Gesetzentwurf i~ übrigen
nur noch darauf hinzuweisen, daß die Vollziehung
der einzelnen Bestimmungen weitgehend den Schul-
be4örden des Bundes im Land (Landessdlulrat und
Bezirksschulräte) übertragen wird. Dies in Berück-
sichtigung des' Umstandes, daß gerade die Schulzeit-
Ir-gelung eng mit dem Unterricht selbst und damit
mit den Angelegenheiten,: die in die ausschließliche
Zuständigkeit des Bundes fallen, im Zusammenhang
steht. Dazu ist allerdings noch ausdri.j.cklichfestzu-
halten, daß die Bundesschulbehörden bei Voll-
ziehung der Bestimmungen des O. Ö. Schulzeitge-
'seizes im Landesvoll7;ugshereich tätig. werden; sie
sind daher in diesen Angelegenheiten der Landes-
regierung als oberstem Vollzugsorgan des Landes
nachgeordnet.

Zu den einzelnen Bestimmungen dE;sGesetzent-
wurfes wird ergänzend noch folgendes bemerkt:

§ 1 umschreibt den Geltungsbereich des Gesetzes.
Dieser erfaßt alle öffentlichen Volks~,Haupt- und
Sonderschulen, Polytechnischen Lehrgänge sowie
die gewerblichen lind kaufmännischen' Berufs-

§ 2 enthält die Ausführungsbestimmungen zu § 8
des Schulzeilgesetzes. Zu den Abs. I bis 6 des § 2
des Gesetzentwurfes ist festzuhalten, daß dem
allgemeinen Grundsatz des § 8 Abs. 7 des Schul-
zeitgesetzes, wonach die Landesgesetzgebung bei
der Ausführung "insbesondere hinsichtlich des
Beginnes und des Endes der Ferien, die Uberein-
stimmung mit den Bestim'mungen des Abschnit-
tes I" des Schulzeitg-esetzes (dieser Abschnitt des
Schtilzeitgesetzes enthält als unmittelbar an~
we~dbares Bundesrecht die Schulzeitregelung
für die öffentlich~n mittleren Schulen, höheren
Schulen usw.) "anzustreben hat, soweit- zwin-.
gende örtliche Notwendigkeiten nicht entgegen--
stehen", inhaltli~h entsprochen wird.

Die §§ 3 und 4 führen die Grundsatzbestimmungen
des § 9 des Schulzeitgesetzes aus. Auch diese
Bestimmungen lehnen, sich ~ im Rahmen der auf-
gestellten Grundsätze - inhaltlich weitgehend
an die als .unmittelbar anwendbares Bundesrecht
geltenden einschlägigen Bestimmungen des Ab-
schnittes I des Schulzeitgesetzes an. Dies gilt vor
allem für den § 4 des Gesetzentwurfes über die
Unterrichtsstunden und Pausen.
Zum Abs. 4 des § 3, wonach bei geteiltem Unter-
richt u. a. im Regelfalle an zwei Schultagen in
der Woche am Nachmittag ode-r an einem Schul-
tag in der Woche überhaupt unterrichtsfrei zu
bleiben hat, ist darauf hinzuweisen, daß diese
Bestimmung auf Grund der inhaltlich gleichar-
tigen Regelung des § 59 Abs. 2 der Schul- und
Unterrichtsordnung für allgemeine Volksschulen
und Bürgerschulen, RGBl. Nr. 159/1905, bereits
seit Jahrzehnten praktiziert wird. Als schulfreier
Tag ist in den meisten Fällen der Samstag einge-
führt. Begrq,ndet wird diese Regelung im übrigen
vor allem auch dadurch, daß es in den ländlichen
Gebieten durchaus angebracht ist, den Schülern,
die oft einen sehr weiten Schulweg haben, dann,
wenn an den übrigen Schultagen am Vormittag
und am Nachmittag Unterricht ist, einen Schul-
tag in der Woche unterrichtsfrei zu geben.



O. ö. Schulzeitgesetzes dem Bezirksschulrat die
Zuständigkeit zur Erlassung von Verordnungen
übertragen wird, die vorherige Anhörung des
Landesschulrates zu normieren.
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§ 5 enthält die Ausführungsbestimmungen zu den
Grundsatzbestimmungen des § 10 Abs. 1 bis 4
und 7 des Schulzeitgesetzes.
Die besonderen organisatorischen Gegebenheiten
der öffentlichen gewerblichen und kaufmän-
nischen Berufsschulen (so gibt es neben ganz-
jährigen Berufsschulen lehrgangsmaßige Berufs-
schulen und saisonmäßige Berufsschulen) stehen
einer einheitlichen Schulzeitregelung, wie sie bei
den öffentlichen allgemeinbildenden Pflichtschu-
Ien möglich ist, zum Teil entgegen. Darauf nimmt
notwendigerweise auch bereits die Grundsatzge-
s.ctzgebung Rück.sicht, die hier der Ausführungs-
gesetzgebung einen breiteren Raum als hinsicht-
lich der öffentlichen allgemeinbildenden Pflicht-
schulen läßt. Die Bestimmungen des § 5 des Ge-
setzentwurfes sind so gefaßt, daß sie den ver-
schiedenen organisatorischen Gegebenheiten,
aber auch den verschiedenen lehrplanmäßigen
Erfordernissen der einzelnen Berufsschulen ge-
recht zu werden vermögen.
Die Verordnungsermächtigung des Abs. 5
schließlich trägt auch der Tatsache ausdrücklich
Rechnung, daß erfahrungsgemäß in der Vorweih-
nachtszeit einzelne Berufszweige (so weitgehend
der Einzelhandel) einen Arbeitsanfall zu bewäl-
tigen haben, der - vor allem auch im Interesse
der Bevölkerung - nur durch Einsatz aller ver-
fügbaren Kräfte bewältigt werden kann.
Die Bestimmung des Abs. 6, derzufolge die Lan-
desregierung vor Erlassung einer Verordnung
gemäß Abs. 5 den Landesschulrat zu hören hat,
ist im § 12 des Schulzeitgesetzes begründet. Nach
dieser Grundsatzbestimmung ist "vor der Er-
lassung von Verordnungen auf Grund der Aus-
fülirungsgesetze der Landesschulrat zu hören".
Dazu ist im Bericht des Unterrichtsausschusses·
des Nationalrates zum Schulzeitgesetz (511 der
Beilagen zu den stenographischen Protokollen
des. Nationalrates X. GP.) festgehalten:
"Das Ineinandergreifen. der Schulzeitregelungen
mit dem Unterricht selbst macht ein enges Zu~
sammenwirken zwischen den vom Landesaus-
führungsgesetz berufenen Vollziehungsbehörden
erfor~erlich. Soweit die Landesgesetzgetiung, die
VollzIehung der Ausführungsgesetze nicht ohne-
hin den Schulbehörden des Bundes überträgt
(Art. 97 Abs. 2 B-VG.), soll zumindest die An-
hörung des Landesschulrates bei der Erlassung
von Verordnungen vorgesehen werden."
Vor allem auch im Sinne dieser Erläuterung
konnte im übrigen davon abgesehen werden in
jenen Fällen, in denen nach dem Entwurf des

Li n z. am 15. März 1966.

Rauch
Obmann

l

Die §§ 6 und 7 führen die Grundsatzbestimmungen
des § 10 Abs. 5 und 6 des Schulzeitgesetzes aus.

§ 8 ist inhaltlich in der Grundsatzbestimmung des
§ 11 des Schulzeitgesetzes vorgezeichnet.

§ 9 Abs. 1 bestimmt generell, daß Durchführungs-
verordnungen zum O. ö. Sdmlzeitgesetz, die von
den Sdmlbehörden des Bundes zu erlassen sind,
nach den für diese Bundesbehörden aeltenden
organisatorischen Vorschriften kund~umachen
sind. Verordnungen des Landesschulrates sind
demeutsprechend gemäß § 19 des Bundes-Schul-
aufsichtsgesetzes, BGBI. NI. 240/1962, "im Ver-
ordnungsblatt des Landesschulrates kundzu-
machen. Ihre verbindende Kraft beginnt, wenn
nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, nach Ab-
lauf des Tages, an dem das Stück. des Verord-
nungsblattes, das die Kundmachung enthält, her-
ausgegeben und versendet wird, und erstreckt
sich, wenn nicht ausdrücklich anderes bestimmt
ist, auf das gesamte Gebiet des Bundeslandes.
Verordnungen des Bezirkssmulrates sind in ge-
eigneter Weise kundzumachen."
In Ausnahme zur Bestimmung des Abs. 1 wird
im § 9 Abs. 2 des Gesetzentwurfes die Kund-
machung jener Verordnungen, die sich nur auf
einzelne Schulen beziehen, besonders geregelt.
Dies um eine einfache und zweckentsprechende
Form der Kundmachung solcher Verordnungen
sicherzustellen.

§ 10 enthält die Bestimmungen über das Inkraft-
treten des Gesetzes (Abs. 1) und die Ermächti-
gung, Durchführungsverordnungen bereits ab
dem Tage der Kundmachung des Gesetzes, frühe-
stens jedoch mit Wirkung vom 15. August 1966
zu erlassen (Abs. 3). Damit wird sichergestellt,
daß die erforderlichen DurchführungsverordM

nungen hinsichtlich des Schuljahres 1966/67 zeit-
gerecht erlassen werden können.
Abs. 2 führt die Grundsatzbestimmung des § 17
Abs. 2 des Schulzeitgesetzes aus.

Der Ausschuß für Schulen, Kultur und Sport bean-
h agt, der Hohe Landtag möge das beigefügte Gesetz
über die Unterrichtszeil an den ötlentllchen Pilicht-
schnlen (0. ö. Schulzeilgesetz) beschließen.

Rödhammer
Berichterstatter
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Gesetz

vom.

über die Unterrichtszeit an den öffentlichen PfIichtschulen (0. ö. Schulzeitgesetz).

I

r

Der o. ö. Landtag hat in
Grundsatzbestimmungen des
BGBL Nr. 193/1964, beschlossen:

Ausführung der
Schulzeitgesetzes,

I. HAUPTSTUCK.

Allgemeine Bestimmungen.

§ L
GeUüngsberelch.

(1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten für
die öffentlichen Pflichtschulen im Sinne des § 1
Abs. 1 des O. ö. Pflichtschulorganisationsgesetzes,
LGBL Nr. 38/1965. Von den Bestimmungen dieses
Gesetzes sind die öffentlichen Dbungsschulen aus-
genommen, die einer öffentlichen Schule zum Zwecke
lehrplanmäßig vorgesehener übungen eingegliedert
sind.

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes beziehen
sich auf das Verhältnis zwischen Schule und Schüler,
Unberührt davon bleiben die Regelungen über die
Arbeitszeit der Lehrer und der sonstigen den Schulen
zur Dienstleistung zugewiesenen Personen,

(3) Auf Schullandwochen, Schulschikurse'und ähn-
liche Veranstaltungen, bei denen die Sdlüler außer-
halb ihres gewöhnlichen Aufenthaltes untergebracht
werden, finden die Bestimmungen dieses Gesetzes
keine Anwendung.

IL HAUPTSTUCK

öffentliche Volks-, Haupt- und Sonderschulen sowie
Polytechnische Lehrgänge.

§ 2.
Schnljahr.

(1) Das Schuljahr beginnt am zweiten Montag im
September und dauert bis zum Beginn des nächsten
Schuljahres. Das Schuljahr besteht aus dem Unter-
richtsjahr und den Hauptferien. Das Unterrichtsjahr
beginnt mit dem Schuljahr und endet mit dem Beginn
der Hauptferien.

(2) Die Hauptferien beginnen an dem Samstag,
der frühestens auf den 5. Juli und spätestens auf
den 11. Juli fällt; sie enden mit dem Beginn des
nächsten Schuljahres.

(3) Alle Tage des Unterrichtsjahres, die nicht nach
den folgenden Bestimmungen' schulfrei sind, sind
Schultage.

(4) Schulfrei sind folgende Tage des Unterrichts-
jahres:
a) die Sonntage, die gesetzlichen Feiertage, der

29. Juni, der österreichische Nationalfeiertag,
der Allerseelentag und der 15, November;
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b

b) die Werktage. vom 24. Dezember bis 6. Jänner
(Weihnachtsferien) ; der Landesschulrat kann dar-
über hinaus durch Verordnung den 23. Dezember
und den 7. Jänner für alle Schulen aus kalender-
mäßigen Gründen oder für einzelne Schulen,
wenn es mit Rücksicht auf die Ab- oder Anreise
der Schüler -zweckmäßig ist, schulfrei erklären;

c) der an den Halbjahresabschluß anschließende
Montag und Dienstag;

d) die Werktage vom Montag nach dem Palmsonn-
tag bis einschließlich Dienstag nach Ostern
(Osterferien) ;

c) die Werktage vom Samstag vor bis einschließlich
Dienstag nach Pfingsten (Pfingstferien).

(5) Außerdem können aus Anlässen des öffent-
lichen Lebens, insbesondere solchen, die die Schule
betreffen oder religiöser Natur sind, in jedem Unter-
richtsjahr zwei Tage und in besonderen Fällen ein
weiterer Tag vom Bezirksschulrat sowie bis zu fünf
weitere Tage vom Landesschulrat durch Verordnung
schulfrei erklärt werden.

(6) In dem Ausmaß, in dem von den Verordnungs-
ermächtigungen des Abs. 4 lit. b und des Abs. 5 kein
Gebrauch gemacht wurde, können durch Verordnung
des Landesschulrates schulfreie Tage den Haupt-
ferien zugeschlagen werden.

(7) Bei Unbenützbarkeit des Schulgebäudes, in
Katastrophenfällen oder aus sonstigen zwingenden
oder aus im öffentlichen Interesse gelegenen Grün~
den kann die unumgänglich notwendige Zeit, und
zwar bis zu drei Tagen durch Verordnung des Be-
zirksschulrates, darüber hinaus durch Verordnung
des Landessd1ulrates schulfrei erklärt werden. Ent~
fallen mehr als drei Schultage, so hat dei Landes~
schulrat durch Verordnung die Einbringung dieser
Schultage im zumutbaren Ausmaß anzuordnen, ent-
fallen nicht mehr als drei Schultage, so kann die
Einbringung durch Verordnung des Bezirksschul~
rates angeordnet werden. Die Einbringung der ent-
fallenen Schultage kann durch Verringerung der
Hauptterien sowie der gemäß Abs. 4 schulfrei er-
klärten Tage (mit Ausnahme der in Abs. 4 lit. a an-
geführten Tage, des 24. und 31. Dezember und der
letzten drei Tage der Karwoche) erfolgen. Die Haupt-
ferien dürfen jedoch um nicht mehr als 'ZweiWochen
verkürzt werden.

§ 3.
Schultag.

(1) Die durch den Lehrplan bestimmte Gesamt-
wochenstundenzahl ist vom Schulleiter ~ gegebe-
nenfalls unter Berücksichtigung der Bestimmung des
Abs. 4 - möglichst gleichmäßig auf die einzelnen
Schultage der Woche aufzuteilen.· Die Zahl der
Unterrichtsstunden an einem Schultag ist unter Be-
dachtnahme auf die im Lehrplan vorgesehene
Wochenstundenzahl, die durchschnittliche Belastbar-'
keit der Schüler und die örtlichen Gegebenheiten
festzusetzen. Die Zahl der Unterrichtsstunden an
einemSchultag bestimmt der Schulleiter. Sollen mehr
als fünf Unterrichtsstunden aufeinander folgen, so ist
die Zustimmung' des Bezirksschulrates erforderlich.

(,) Der Unterricht hat in der Regel um 8 Uhr zu
beginnen und darf nicht nach 17 Uhr enden. Mit Zu-
stimmung des Bezirkssdmlrates kann der Schulleiter

•
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den Beginn des Unterrichts auf frühestens 7 Uhr und
spätestens 8.30 Uhr verlegen sowie ab der fünften
Schulstufe das Ende des Unterrichts spätestens um
18 Uhr festsetzen. Die Zustimmung des Bezirkssd1ul~
rates darf nur erteilt werden, wenn die Abweichung
von der Bestimmung des ersten Satzes mit Rücksicht
auf Fahrschüler oder aus anderen wichtigen Grün·
den, die durch die Stundenplangestaltung nicht be-
seitigt werden können, notwendig ist. An Samstagen
darf der Unterricht im Regelfalle nur vier Unter·
richtsstunden dauern, er muß jedoch spätesten.s um
13 Uhr enden.

(3) Der Bezirksschulrat hat unter Bedachtnahme
auf die örtlichen und organisatorischen Gegeben-
heiten durch Verordnung zu bestimmen, wie der Un-
terricht zu führen ist. Der Unterricht kann als unge-
teilter Unterricht an Vormittagen oder ausnahms-
weise an Nachmittagen oder als geteilter Unterricht
an Vormittagen und Nachmittagen geführt werden.
Bei geteiltem Unterricht hat zwischen dem Vormit-
tags- und dem Nachmittagsunterricht ein Zeitraum
von mindestens einer Stunde zu liegen. Wird in den
letzten Unterrichtsstunden am Vormittag ein Unter-
richt erteilt, innerhalb dessen die Schüler auch zu
Mittag essen, so kann der Zeitraum zwischen dem
Vormittags- und dem Nachmittagsunterricht bis auf
eine' halbe Stunde herabgesetzt werden.

(4) Bei geteiltem Unterricht sind die Unterrichts-
stunden so aufzuteilen, daß im RegeIfalle die Zahl
der Unterrichtsstunden am Vormittag größer ist als
am Nammittag und an zwei Schultagen in der Woche
der Nachmittag oder ein Schultag in der Woche zur
Gänze·unterrichtsfrei bleiben. '

§ 4.
Unterrichtsstunden und Pausen.

(1) Eine Unterrichtsstunde hat fünfzig Minuten zu
dauern: Wenn es jedoch aus zwingenden Gründen
- insbesondere wenn aus Raummangel an einer
Schule wechselweise am Vormittag und am Nach-
mittag unterrichtet wird (Wechselunterricht) - er-
forderlich ist, kann die Dauer aller oder einzelner
Unterrichtsstunden für einzelne Schulen mit fünf-
undvierzig Minuten festgesetzt werden.

(2) ~Zwischen den einzelnen Unterrichtsstunden
sind ausreichende Pausen in der Dauer von min-
destens fünf und höchstens zwanzig Minuten vor-
zusehen. Wenn es die Art des Unterrichtsgegen-
standes oder die Stundenplangestaltung erfordert,
können bis zur achten Schulstufe höchstens zweir in
der neunten Schulstufe höchstens drei UnteIIid1ts~
stunden ohne Pause aneinander anschließen; die
Dauer der hierauf folgenden Pausen hat mindestens
zehn Minuten zu betragen.

(3) Unterrichtsstunden, in denen Schüler praktisch
tätig sind, können in dem nach der Art des Unter-
richtsgegenstandes notwendigen Ausmaß und ohne
Verlängerung der hierauf folgenden Pause aneinan-
der anschließen; in diesem Falle sind den Schülern
jedoch Ruhepausen im Ausmaß der sonst auf die
Pausen entfallenden Zeit entsprechend dem Arbeits-
ablauf einzeln oder in Gruppen zu gewähren.

(4) Die Dauer der einzelnen Unterrichtsstunden
sowie die Anzahl und die Dauer der einzelnen Pau-
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sen hat der Landesschulrat nach Maßgabe der Be-
stimmungen der Abs. 1 bis 3 durch Verordnung zu
regeln.

ur. HAUPTSTUCK.

tJilentliche gewerbliche und kaufmä!,nische
Berufsschulen. .

§ 5.

Schuljahr.

(1) Das Schuljahr beginnt am ersten Werktag im
September und dauert bis zum Beginn des nächsten
Schuljahres. Ist der erste Werktag im September ein
Freitag oder ein Samstag, so beginnt das S<...uuljühr
an dem darauf folgenden Montag. Das Sdluljahr be-
steht aus dem Unterrichtsjahr und den Hauptferien.
Das Unterrichtsjahr beginnt mit dem Schuljahr und
endet mit dem Beginn der Hauptferien.

(2) Die Hauptferien beginnen an dem Samstag,
der frühestens auf den 28. Juni und spätest€ps auf
den 4. Juli fällt; sie enden mit dem Beginn des näch-
sten Schuljahres.

(3) Innerhalb des Unterrichtsjahres sind Schultage:
a) an ganzjährigen Berufsschulen mindestens ein

voller Tag oder mindestens zwei halbe Tage in
der Woche,

b) an lehrgangsmäßigen Berufsschulen die innerhalb
der Lehrgangsdauer liegenden Tage und

c) an saisonmäßigen Berufsschulen mindestens zwei
volle Tage in der Woche innerhalb des Teiles
des Schuljahres, auf den der Unterricht zusam-
mengezogen wird,

soweit diese Tage nicht gemäß den folgenden Ab-
sätzen schulfrei sind. Welche Tage an den einzelnen
Schulen (Klassen) Schultage sind, hat unter Bedadlt-
nahme auf die örtlichen und organisatorischen Ge~
gebenheiten der Schulleiter mit Zustimmung des
Landesschulrates zu bestimmen.

(.) Schulfrei sind folgende Tage des Unterrichts-
jahres:
a) die Sonntage,

österreichische
15. November;

b) die Werktage vom 24. Dezember bis 6. Jänner
(Weihnachtsferien); der Landesschulrat kann dar-
über hinaus durch Verordnung den 23. Dezember
und den 7. Jänner für alle Schulen aus kalender-
mäßigen Gründen oder für einzelne Sdlulen,
wenn es mit Rücksicht auf die Ab- oder Anreise
der Schüler zweckmäßig ist, schulfrei erklären;

c) die Werktage vom Montag nach dem Palmsonn-
tag bis einschließlich Dienstag nach Ostern
(Osterferien) .

(5) Bei Unbenützbarkeit des Schulgebäudes, in
Katastrophenfällen oder aus sonstigen zwingenden
oder aus im öffentlichen Interesse gelegenen Grün-
den kann die Landesregierung die unumgänglich
notwendige Zeit schulfrei erklären. Insbesondere
kann die Landesregierung in Berücksichtigung eines
in einzelnen Berufszweigen zu dieser Zeit er~
fahrungsgemäß auftretenden erhöhten Arbejtsanfal~
les für die Schüler der in Betracht kommenden Be~

die gesetzlichen Feiertage,
Nationalfeiertag. sowie

•

der
der
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rufsrichtung die unmittelbar vor dem 24. Dezember
liegenden Werktage, und zwar bis zum Höchstaus-
maß von zwei Wochen, schulfrei erklären. Entfallen
mehr als drei Schultage, so hat die Landesregierung
die Einbringung dieser Schultage im zumutbaren
Ausmaß anzuordnen; entfallen nicht mehr als drei
Schultage, so kann die Landesregierung die Einbrin-
gung der entfallenen Schultage anordnen. Die Ein-
bringung der entfallenen Schultage kann durch Ver~
ringerung der Hauptferien sowie der gemäß Abs. 4
schulfrei erklärten Tage (mit Ausnahme der im
Abs.4 lit. a angeführten Tage und des 24. und 31.
Dezember) erfolgen. Die Hauptferien dürfen jedoch
um nicht mehr als zwei Wochen verkürzt werden.

{ß) Vor der Erlassung von Verordnungen der Lan-
desregierung gemäß Abs. 5 ist der Landesschulrat
zu hören.

§ 6.
Schultag..,. Die Zahl der Unterrichtsstunden an einem Schul-

tag ist unter Bedachtnahme auf die durchschnittliche
Belastbarkeit der Schüler, die örtlichen Verhältnisse
und die organisatorischen Gegebenheiten der Schule
vom Schulleiter. mit Zustimmung des Landesschul-
rates so festzusetzen, daß die im Lehrplan vorge-
sehene Zahl der Unterrichtsstunden für eine Schul-
stufe durch die Tage, die nach § 5 Abs. 4 schulfrei
sind, um nicht mehr als ein Zehntel unterschritten
wird.

§ 1.

Unterrichtsstunden und Pausen.

(1) Die Unterrichtsstunde hat fünfzig Minuten zu
dauern. Wenn es jedoch aus zwingenden Gründen
erforderlich ist, kann die Dauer aller oder einzelner
Unterrichtsstunden für einzelne Schulen mit fünf-
undvierzig Minuten festgesetzt werden.

(2) Zwischen den einzelnen Unterrichtsstunden
sind ausreichende Pausen in der Dauer von min-
destens fünf und höchstens zwanzig Minuten vorzu-
sehen. Wenn es die Art des Unterrichtsgegenstandes
oder die Stundenplangestaltung erfordert, können
höchstens drei Unterrichtsstunden ohne Pause an~
einander anschließen; die Dauer der hierauf folgen-
den Pause hat mindestens zehn Minuten zu betragen.
Bei ganztägigem Unterricht ist zwischen dem Vor-
mittags- und dem Nachmittagsunterricht eine Mit-
tagspause von mindestens fünfzig Minuten vor-
zusehen.

(3) Unterrichtsstunden, in denen Schüler praktisch
tätig sind, können in dem nach der Art des Unter-
richtsgegenstandes notwendigen Ausmaß und ohne
Verlängerung der hierauf folgenden Pause aneinan-
der anschließen; in diesem Falle sind jedoch den
Schülern Ruhepausen im Ausmaß der sonst auf die
Pause entfallenden Zeit entsprechend dem Arbeits-
ablauf einzeln oder in Gruppen zu gewähren.

(4) Die Dauer der einzelnen Unterrichtsstunden
sowie die Anzahl und die Dauer der einzelnen Pau-
sen hat der Landesschulrat nach Maßgabe der Be-
stimmungen der Abs. 1 bis 3 durch Verordnung zu
regeln.
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IV. HAUPTSTUCK.

Gemeinsame Bestimmungen.

§8.
Schulversudle.

D,erLandesschulrat kann zur ~rproö~ng von Schul·
zeitregelungen Schulversuche d~rchführenr bei
denen von den Bestimmungen des II. und III. Haupt-
stückes über die Unterrichtszeit abgewichen wird.
Die Anzahl der Klassen, an denen solche Schulver-
suche durchgeführt werden, darf fünf v. H. der An-
zahl der Klassen der betreffenden Sdlulart im Lande

-nich,t übersteigen. Dera~tige Schulversuche dürfen
nur soweit durchgeführt werden, als dadurch- die "in
die Vollziehung des Bundes fallenden Angelegen·
heiten nidlt berührt werden.

§ 9.
K~ndmachung von Verordnimgen.

(1) Durchführungsverordnungen~ die von Sd1ul-
behörden des Bundes erlassen werden, sind nach den
für diese Behörden geltenden Vorschriften kund-
zumachen.

(2) Soweit solche Verordnungen aber nur einzelne
Schulen betreffen,sind sie durch Anschlag in diesen
'Schule'nkundzumachen. Sie treten, wenn in der Ver-
ordnung- nichts anderes bestimmt ist, mit dem' Ab-
lauf des Tages des Anschlages in der Schule in ,Kraft.
Di~ Erziehungsberechtigten der Schüler sind in ge-
eigneter Form auf die Kundmachung hinzuweisen.

§ 10.
Schluß bestimmungen.

(1) Dieses Gesetz tritt mit 15.August 1966 in Krall.
(2) Mit dem Wirksamwerden dieses Gesetzes

treten alle bishe·rigen Bestimmungen über die Unter-
richtszeit an den vom Geltungsbereich dieses Ge-
setzes erfaßten öffentlichen Pflichtschulen, insbe-
sondere die §§ 15 und 53 bis § 62 Abs. 2 der mit Ver-
ordnung des Ministeriums für Kultus und Unterricht
vom 29. September 1905, RGBI. Nr. 159, erlassenen
Schul- und Unterrichtsordnung für allgemeine Volks-
schulen ':lnd für Bürgerschulen; außer Kraft.

(a) Durdlführungsverordnungen zu diesem Gesetz
können schon vom Tage der Kundmachung, des Ge-
setzes an erlassen, sie dürfen jedoch nur frühestens
mit 15. August 1966 in Kraft gesetzt werden.


